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Die Bremer City hat in diesem Jahr eine
Eislauffläche.WirtschaftssenatorMar-
tin Günthner eröffnete die Rutsch-

bahn am Dienstag auf dem Ansgarikirch-
hof. Sie solle dazu beitragen, ein bisschen
Action auf den Weihnachtsmarkt zu brin-
gen: „Ich finde, so eine Eislauffläche eignet
sich dafür wunderbar“, sagte Günthner. Im
Anschluss schnitt er gemeinsam mit der
Eiskunstläuferin Josie vom Verein Bremen
1860 das rote Band durch, woraufhin das
Mädchen die Flächemit einer kleinen Cho-
reografie eröffnete. Die Fläche ist vonMon-
tag bis Freitag von 10 bis 18 Uhr geöffnet.
Erwachsene und Kinder ab fünf Jahren
zahlen drei Euro Eintritt. Vor Ort können
Schlittschuhe ausgeliehen werden. Für
Schulklassen ist der Eintritt bis 13 Uhr frei
– eineAnmeldung ist erforderlich. Gruppen
bis acht Personen können für 50 Euro pro
Stunde auch Eisstockschießen. Holzeisstö-
cke und Schuhspikes sind darin inbegrif-
fen. Anmeldungen nimmt der Veranstalter
per Mail unter info@bremenonice.de ent-
gegen.

Rutschpartie
in der
Innenstadt
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STADTUMSCHAU
Wegen einer ganztägigen Mitarbeiterver-
sammlungamMittwoch, 29.November, blei-
ben die Geschäftsstellen der AOK Bremen/
Bremerhaven in Bremen und Bremerhaven
geschlossen. Auch telefonisch ist die AOK
an diesem Tag nicht erreichbar.

Über die Anerkennung von Auslandsqua-
lifikationen imLandBremendiskutierendie
Arbeitnehmerkammer Bremen und das In-
stitut für Arbeit und Wirtschaft der Univer-
sität Bremen (iaw) gemeinsammit Experten
am Donnerstag, 30. November, ab 16 Uhr
im Kultursaal der Arbeitnehmerkammer,
Bürgerstraße 1. Der Eintritt ist frei. Um eine
Anmeldung unter www.arbeitnehmerkam-
mer.de/veranstaltungen wird gebeten.

Die Wanderfreunde Bremen veranstalten
am Sonnabend, 2. Dezember, eine 20 Kilo-
meter langeWanderungdurchdie jungeEls
zumSeemoor. Treffpunkt ist um8.10Uhr an
der InformationdesBremerHauptbahnhofs.
Anmeldungen bis Donnerstag, 30. Novem-
ber, unter Telefon 273029.Am3.Dezember
dann geht es auf eine zwölf Kilometer lan-
geWanderungvomBahnhof Baden zumGe-
meindehaus nach Bassen zumWeihnachts-
markt. Treffpunkt andiesemTag ist um8.30
Uhr an der Information des Bremer Haupt-
bahnhofs. Anmeldungen bis Freitag, 1. De-
zember, 18Uhr unter Telefon 0173-1362201.

Der Bremer Europaabgeordnete Joachim
Schuster bietet amDonnerstag, 30. Novem-
ber, um 19 Uhr im BürgerhausWeserterras-
sen, Osterdeich 70b, wieder einen EU-
Stammtisch für alle interessiertenBürgerin-
nen und Bürger an. Im Fokus steht an die-
semTagdie Frage,warumDeutschlandnach
Ansicht Schusters eine andere Europapoli-
tik braucht:Wie lassen sich etwa Steuerhin-
terziehung und -vermeidung effektiv be-
kämpfen?

Bremen. Nein, einen Sommer ohne Bremi-
nale können sich Bremens Kulturpolitiker
nicht vorstellen.DiesesHorrorszenario, aus-
gelöst durch den Streit zwischen den zwei
veranstaltendenGesellschaften, wollte sich
keiner der Anwesenden in der Sitzung der
Deputation am Dienstag vorstellen. Immer
wieder stellten die Vertreter aller Parteien
im Saal der Handwerkskammer die Wich-
tigkeit, die Strahlkraft und die Bedeutung
des Kulturfestivals am Osterdeich heraus.
Fast schon mantraartig betonten die Depu-
tierten, dass dieseVeranstaltungunbedingt
weiter bestehen müsse. Kulturstaatsrätin
CarmenEmigholz (SPD) versucht unterdes-
sen zu intervenieren. Sie will mit allen Be-
teiligten am Donnerstagabend bei einem
rundenTischnacheinemgemeinsamenWeg
suchen. Ausgang offen.
Während vomAnsgarikirchhof dieMusik

und der Lärm in den Saal schallten, blieben
die Kulturdeputierten fast alle ruhig und
überaus neutral in ihren Aussagen. Sie ver-
suchten die Auseinandersetzungen zwi-
schen den zwei privaten Gesellschaften
nicht zu bewerten.
Die Beziehungen zwischen der Bremina-

leGmbHundderUnternehmensgesellschaft
(UG) Sternkultur sind schwer beschädigt.
Und kompliziert. Die Sternkultur UG fun-
gierte seit 2012 als Veranstalter und hatte
von derGmbHdie Lizenz erhalten, denNa-
men zu nutzen. Als Veranstalter vergab
SternkulturwiederumderBreminaleGmbH
den Auftrag für die Gastronomie. Ein Pro-
zedere, wie es auch für einen Sicherheits-
dienst oder Toiletten-Anbieter der Fall ist.
Zudem erhielt Sternkultur die Förderung
und war für Programm und Sicherheit zu-

ständig. Doch dann kam es zum Bruch zwi-
schen den beiden Sternkultur-Gesellschaf-
tern Susanne von Essen (künstlerische Lei-
terin) und ihremGeschäftspartnerMaxMau-
rer (technischer Leiter), der angekündigt
hatte, aufhören zu wollen. Es kam zu einer
Wendung: Die Breminale GmbH gab be-
kannt,mit derAgentur Sternevents und Jon-
te von Döllen als künstlerischen Leiter wei-
ter machen zu wollen.
Sternkultur stellte sich allerdings eben-

falls neu auf und verweist auf die bereits be-
antragten Kulturförderungen für 2018.
Sternkultur habe für das Festival 2018 För-
dersummen beantragt und zum Teil bereits
bewilligt bekommen. „VomSenator fürKul-
tur ist ein entsprechender Haushaltstitel für
die SternkulturUGeingerichtet undein vor-
zeitiger Beginn für 2018 genehmigt“, sagte
von Essen, die sich eine gemeinsame Lö-
sung wünscht.

Fördergelder bislang nicht vergeben
Kulturstaatsrätin Emigholz stellte klar: „Die
Stadt veranstaltet die Breminale nicht, son-
dern private Gesellschaften.“ Der feste
Haushaltstitel werde für das künstlerische
Programm vergeben, was wiederum nichts
mit der Gastronomie zu tun habe, so Emig-
holz. AndreasMackeben von der Kulturbe-
hörde ergänzte: „Wir haben die rein forma-
le Funktion als Zuwendungsgeber.“ Förder-
gelder seien von der Behörde für 2018 bis-
lang nicht vergeben worden.
Das bedeutet: Die Vertreter des Kultur-

ressorts warten darauf, dass ein künstleri-
sches und organisatorischesKonzept für die
Breminale vorlegt wird. Das könnte auf
einenVergleich derKonzepte vonSternkul-
tur sowieSternevents hinauslaufen, die dann
um die Förderungen wetteifern. Wer am

Ende entscheiden soll, darüber wollten die
Deputierten noch nicht befinden. Ihre Hoff-
nungen liegen auf den Schlichtungsquali-
täten vonMediatorin Emigholz. „Sie haben
keine beneidenswerte Rolle“, sagte Claas
Rohmeyer (CDU) zur Kulturstaatsrätin. Er
äußerte die Sorge, dass es gegebenenfalls
zu einer Blockade kommen und die Bremi-
nale nächstes Jahr nicht stattfinden könnte.
Kai Wargalla (Grüne) stellte heraus, dass

sie den Prozess der Stadt und den runden
Tisch unterstütze, äußerte sich dann aber

auch zum Streit der beiden Gesellschaften:
„Hier versucht eine Gruppe von Männern,
einer Frau die Sache aus der Hand zu neh-
men.“ Sie verurteile die machtpolitischen
Spielchen zwischen den Gesellschaften.
„Wir sind doch nicht bei House of Cards“,
sagte Wargalla in Anspielung auf die US-
amerikanischeFernsehserie überMacht, In-
trigen und Korruption. In der Zusammen-
arbeit zwischen beteiligten Breminale-Ak-
teuren gehe es auch um Ehrlichkeit, die es
bei den aktuellen Entwicklungen nicht ge-
geben habe. Wenn man sich streite, sei das
die eine Sache, aber die Aktivitäten die hier
vor sich gehen seiennicht inOrdnung.War-
galla warf den möglichen neuen Veranstal-
tern von Sternevents vor, dass sie die von
ihnen angestrebte neue Ausrichtung noch
nicht mit Inhalten gefüllt hätten.
Nicht einverstanden war Wargallas Par-

teikollege Nima Pirooznia. Er distanzierte
sich von ihren Aussagen: „Das ist ihre per-
sönlicheMeinung“, so Pirooznia. Er begrüß-
te den runden Tisch und dass die Bremina-
le imDezember erneut Thema in der Depu-
tation sein wird. Robert Hodonyi (ebenfalls
Grüne) und Ulf-Brün Drechsel (FDP) sahen
in denSchwierigkeiten auchdieChance für
etwas Neues. Sükrü Senkal (SPD) betonte,
dass denDeputierten ein neuesKonzept vor-
gestellt werdenmüsse, undMiriamStrunge
(Linke) verdeutlichte, dass es eine schnelle
Lösung geben müsse und fragte: „Warum
sollte vomBewährten abgewichenwerden?“
„Daswar dasNeutralste, was ich je erlebt

habe“, kommentierte Daniel Schnier, einer
der Zuhörer und Vertreter der Zwischen-
zeitzentrale. Dass zahlreiche Vertreter der
Kulturszene die Sitzung der Kulturdeputa-
tion verfolgt haben, zeige aber, dass damehr
im Busch sei.

Lösung für die Breminale gesucht
Um den Streit um die Ausrichtung des Kulturfestivals zu schlichten, hoffen Kulturpolitiker auf den runden Tisch

von PASCAL FALTERMAnn

Bremer Architekturbüro gewinnt Wettbewerb fürs Ärztehaus
Ab Mitte 2018 soll an der St.-Jürgen-Straße für das neue Hulsberg-viertel gebaut werden

von LIAnE JAnZ

Bremen.Der erste Baustein imneuenQuar-
tier ist gelegt: Das Bremer Architektenbüro
Gerlach Schneider Partner (GSP) hat den
Architekturwettbewerb zum Ärztehaus an
der St.-Jürgen-Straße für sich entschieden.
Gegen fünf weitere Büros setzten sich die
Bremer durch. BaubeginnkönnteMitte 2018
sein. Derzeit wird das Gelände für den Ab-
riss des derzeit dort stehenden Hauses vor-
bereitet.
Das Ärztehaus ist Teil des neuen Huls-

berg-Viertels, das auf demGelände des Kli-
nikums Bremen-Mitte entstehen soll. Das
Haus wird an der St.-Jürgen-Straße zwi-
schen dem Hauptgebäude der Klinik und
der ehemaligen Hals-Nasen-Ohren-Klinik
stehen. Das Ensemble aus Hauptgebäude,
alterHNO-undderAugenklinik steht unter
Denkmalschutz. Das neue Ärztehaus muss
sich von der Gestaltung her in das Ensem-
ble einfügen; auch deshalb saß der Denk-
malschutz bei der Entscheidung für denEnt-
wurf mit am Tisch.
Ausgelobt hatte den Wettbewerb die Ge-

sellschaft „Ärztehaus Klinikum St.-Jürgen-
Straße“, ein Joint-Venture der Bremer
Specht-Gruppe und der Johann Bunte Bau-
unternehmungGmbH&Co. KGaus Papen-
burg. ImSiegerentwurf desArchitektenDet-

lef Thomsen von GSP wird das Haus durch
eine abgestufteGebäudehöheundeinen so-
genanntenRisaliten, also einenhervorsprin-
genden Gebäudeteil, strukturiert. Horizon-
tal wird der Neubau durch verschiedene
Fensterformen indenunterschiedlichenGe-

schossen gegliedert. Die größten Fenster-
flächen befinden sich im Erdgeschoss. Vor-
gesehen ist außerdem eine Fassadenraste-
rung, durch die sich der Grundriss flexibel
gestalten lässt. Bis zu sieben Nutzungsein-
heiten sind möglich. Die Angebote im Ärz-

tehaus sollen die der Klinik ergänzen. Rolf
Specht, geschäftsführender Gesellschafter
der Specht-Gruppe, führt bereitsGespräche
mit möglichen Mietern. Noch sind die Flä-
chen nicht vollends vergeben.
Die künftigenNutzer undMitarbeiter des

Ärztehauses, die mit dem Auto in die St.-
Jürgen-Straße kommen, sollen Parkplätze
in einem Parkhaus finden, das hinter dem
Ärztehaus dort entstehen soll, wo sich der-
zeit unter anderem das Zentrum für Chirur-
gie befindet – und über dessen Größe im-
mer noch gestritten wird.
Auf der 1889 Quadratmeter großen Flä-

che steht derzeit noch das ehemalige Pfört-
nerhaus der Klinik, in dem zuvor unter an-
derem ein Hospizdienst und der Ärztliche
Bereitschaftsdienst untergebracht waren.
Das Haus muss abgerissen werden. Wäh-
rend des Abrisses und des Neubaus muss
jedoch die Zuwegung zum Klinikum wei-
terhin sichergestellt sein. Der Kreisverkehr,
der als Zufahrt diente, wird derzeit weiter
Richtung alte HNO-Klinik verlegt, und soll
nachAbschluss der Bauarbeitenwieder voll
funktionstüchtig sein. Sind die vorbereiten-
denArbeiten abgeschlossen, kann die städ-
tische Grundstücksentwicklung Klinikum
Bremen-MitteGmbHdasBaugelände andie
Ärztehaus Klinikum St.-Jürgen-Straße
GmbH übergeben.

So sieht der Entwurf
des Bremer Architek-
tenbüros Gerlach
Schneider Partner für
das neue Ärztehaus
an der St.-Jürgen-Stra-
ße aus. FOTO: FR

Die Politik ist sich einig: Die Breminale am Os-
terdeich darf nicht ausfallen. FOTO: KUHAUPT

Bremen.DieStadtstaatenBremen,Hamburg
und Berlin wollen sich in der Sicherheits-
politik enger abstimmen. Das haben die so-
zialdemokratischen Innensenatoren Ulrich
Mäurer (Bremen), Andreas Geisel (Berlin)
und Andy Grote (Hamburg) bei einem
Arbeitstreffen in Berlin vereinbart. In einer
Erklärung wurden vier inhaltliche Schwer-
punkte der Zusammenarbeit definiert.
Der erste bezieht sich auf die Abwehr ter-

roristischer Bedrohungen. Neben Präven-
tionundStrafverfolgung sei „die konsequen-
teAbschiebungausländischerGefährder ein
wirkungsvolles Mittel zum Schutz der Be-
völkerung“, heißt es in demPapier.DerBund
müsse dabei mehr Zuständigkeiten über-
nehmen. Handlungsbedarf bestehe auch
beim Schutz der Bevölkerung vor Alltags-
kriminalität.Mäurer,Grote undGeisel spre-
chen sich dabei für den gezielten Einsatz
von Videoüberwachung mit mobiler oder
stationärer Technik aus, „um Tatgelegen-
heiten zuminimieren“. Eine wichtige Kom-
ponente der Kriminalprävention sehen die
Senatoren in städtebaulichen Konzepten.
Auch hier gehe es darum, Tatgelegenheiten
zu reduzieren, etwadurchdieUmgestaltung
von Verkehrsknoten, Einkaufszentren und
Plätzen. Die Innensenatoren richten den
Blick auch auf das Jahr 2019. Dann laufen
die Wohnsitzauflagen für einen Teil der
Asylbewerber aus. Dies dürfe in den Groß-
städten nicht zur Überlastung des Woh-
nungsmarktes und der Schulen führen.

Innensenatoren
stimmen sich ab

THe

Gemeinsame Linie der Stadtstaaten

Bremen.Es ist ein großer Schritt in Richtung
papierlose Verwaltung: Der Senat hat den
Entwurf für ein Bremisches E-Government-
Gesetz beschlossen.Mit zahlreichenProjek-
ten soll die Modernisierung der Verwal-
tungsdienstleistungen vorangetriebenwer-
den, heißt es in einerMitteilung des Senats.
Dazu gehörten unter anderem die Einfüh-
rung der E-Rechnung, der flächendecken-
de Einsatz von elektronischen Akten oder
dieTerminvergaben imNetz.Verwaltungs-
dienstleistungen sollen auf diesem Wege
einfacher, nutzerfreundlicher undeffektiver
angeboten werden.
Der Senat hat dieDigitalisierung derVer-

waltung ganz oben auf die Tagesordnung
gesetzt. Für den flächendeckenden Einsatz
des sogenannten E-Governments bilde der
vomSenat beschlosseneEntwurf für einBre-
misches E-Government Gesetz den rechtli-
chen Rahmen, erläuterte Bürgermeisterin
Karoline Linnert am Dienstag. „Wir wollen
die Digitalisierung beschleunigen und ha-
ben dafür im Haushalt 2018/2019 pro Jahr
15 Millionen Euro Verstärkungsmittel ein-
geplant“, so Linnert. Diese Investitionen
zahlten sich aus – durch besseren Service
und effizientere Arbeitsabläufe.
Bis zum 1. Januar 2022 soll die elektroni-

sche Akte flächendeckend eingeführt sein.
ZumSchutz vertraulicher Datenmüssen bis
dahin alle Behörden eine verschlüsselte
Kommunikationsmöglichkeit anbieten.

Gesetzesentwurf
für E-Government

AKL


